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Erich Frister
Autonomie - ein Patentrezept?

In der bildungspolitischen Debatte macht sich derzeit ein Schlagwort breit: 
Autonomie der Einzelschule. Da, wo es konkreter gehandelt wird, beispiels­
weise im neuen hessischen Schulgesetz, in den Empfehlungen und Debatten 
von Reformkommissionen (Hamburg,Bremen, Nordrhein-Westfalen), wan­
delt sich dasWortzu: relative Autonomie oder beschränkte Selbstverwaltung. 
Sachkenner mit Gedächtnis erinnern sich an eine Empfehlung des Bildungs­
rates aus dem Jahre 1973: Verstärkte Selbständigkeit der Schule und 
Partizipation der Lehrer, Schülerund Eltern. Noch Älteres zum Thema ließe 
sich auflisten.
Motiv für die Forderung nach einer Schule mit mehr Selbständigkeit war 
und ist Unzufriedenheit mit dem Zustand der (öffentlichen) Schulen. Ich 
lasse beiseite, ob solch subjektiv empfundenes Mißvergnügen objektiv 
gerechtfertigt ist. (Häufig wird das Unbehagen an der Kultur einfach der 
Schule angelastet.) Man muß das Syndrom als Faktum nehmen: Die öffent­
liche Schule gilt als mangelhaft, weil sie durch eine staatliche Zentral­
bürokratie bevormundet und gegängelt wird. Befreite man sie aus dem 
Pferch dieses Reglements, so verschwänden die Mängel. — Gehen wir dem 
ein bißchen nach.
Nicht zuletzt sind es Lehrer/innen, die sich von einer gestärkten Selbständig­
keit der Schule etwas versprechen: mehr Handlungsfreiheit. InderTradition 
der Volksschullehrer/innen ist das noch lebendiger als bei den Philologen. 
Letztere gehörten mit Gründung der Gymnasien zu den Honoratioren der 
bürgerlichen Gesellschaft. Sie hätten zwar mehr Geld gebrauchen können, 
aber bevormundet wurden sie nicht. Anders die Lehrer/innen der Volks­
schulen. Sie drückte die von den Geistlichen ausgeübte Schulaufsicht, die 
Selbstherrlichkeit der Gutsherren und der Hochmut der betuchten Bauern 
und Bürger. In ihrer Tradition bedeutete Autonomie der Schule daher 
immer Autonomie der Lehrer/innen gegenüber nichtstaatlichen Einflüssen. 
Der Staat, vor allem nach dem Sturz der Monarchie und später nach dem 
Ende der NS-Verbrechensherrschaft, gilt ihnen als Garant einer beruflichen 
Autonomie gegenüber dem Versuch von Kirchen und Kommunen, Einfluß 
auf das Innenleben der Schulen zu nehmen. Die staatliche Schulaufsicht, 
von arrivierten Lehrer/innen ausgeübt, schafft in der Regel nur Berufs­
anfängern Verdruß. Generell gilt, Lehrer/innen aller Schularten in Deutsch­
land (alte Bundesländer) genießen mindestens seit etwa fünf Jahrzehnten 
trotz staatlichen Reglements ein hohes Maß an beruflicher Selbständigkeit 
und Sicherheit. Wenn trotzdem viele von ihnen nach mehr Selbständigkeit 
für die Schulen rufen, so gilt dies einerseits den bescheidenen Resten der 
Einflußnahme von außen, andererseits dem Bedürfnis, andere pädagogi­
sche Antworten zu geben, als den staatlichen Vorgaben für das Schulehalten 
entnommen werden können/dürfen.
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Ein Stichwort für äußere Einflüsse heißt Verrechtlichung. Artikel 19 des Bonner 
Grundgesetzes, der auch schulisches Verwaltungshandeln rechtlich überprüf­
bar macht, ist Lehrer/innen ein Dorn im Auge. Nun mag die Inanspruchnahme 
von Gerichten hierzulande übertrieben werden, und der Instanzenzug zu 
vielfältig sein, zum NS-Willkürstaat wird wohl niemand zurückkehren wollen. 
So wenig sich der Arzt der gerichtlichen Prüfung seines beruflichen Handelns 
entziehen kann, so wenig darf dies in einem Rechtsstaat den Lehrer/innen 
möglich sein. Mehr Selbständigkeit für Schulen—wie auch immer gestaltet und 
konstruiert — kann nicht bedeuten, gerichtlicher Prüfung entzogen zu sein. 
Das nächste Stichwort heißt Regelungsdichte. Wir verdanken sie zwei ehren­
werten Motiven, nämlich der Gleichheit und der Gerechtigkeit. Da in einem 
öffentlichen Schulwesen alle gleich behandelt werden und alle gleiche Chancen 
erhalten sollen, entstanden viele Vorschriften in dem Bemühen, der ungleichen 
Vielfalt zu begegnen. Mindestens gleichen Rang genießt die Forderung nach 
Gerechtigkeit. Und um ihr möglichst nahe zu kommen, schuf der Staat auch um 
ihretwillen viele Vorschriften, die die Schule gängeln. Wie immer in einer 
gesellschaftlichen Organisation befinden sich Gleichheit und Gerechtigkeit zur 
Freiheit in einem Spannungsverhältnis. Der Vorwurf an das staatliche Schul­
wesen lautet, aus den Vorschriften, die Gleichheit und Gerechtigkeit gewähr­
leisten sollen, sei ein Gestrüpp entstanden, das der Freiheit keinen Lebensraum 
mehr biete.
Allerdings darf das Bedürfnis nach Sicherheit nicht unterschätzt werden. Sie ist 
die vierte Farbe in diesem Gesellschaftsspiel. Alle von Schule direkt Betroffe­
nen — Kinder, Eltern, Arbeitgeber und Lehrer/innen — wollen eine verläßli­
che Schule mit Regeln, die jeder kennt und jeder zu respektieren hat. Das 
negative Urteil lautet aber, das Regelwerk sei so unübersichtlich geworden, daß 
es nicht Sicherheit biete, sondern Unsicherheit schaffe. Deregulierung sei 
daher auch für die Schule vonnöten.
Die Forderung nach Deregulierung wird — das gilt für Wirtschaft wie 
Verwaltung—mit der nach dem Abbau von Zentralismus und Reduzierung 
von Bürokratie verbunden. Für die Schule übersetzt heißt dies: offenere 
(Rahmen-)Gesetze, weniger ministerielle Vorschriften, ausfüllbare Lehr­
pläne mit variierbaren Zielen, Freiheit für die äußere Organisation und die 
innere Gestaltung des Schulbetriebes, freie Verfügung über (möglichst 
umfangreiche) finanzielle Globalzuweisungen, Auswahl von Lehrer/innen 
und anderem Schulpersonal nach eigenen Kriterien u.a.m.
Wie auch immer die Deregulierung konkretisiert werden mag — da sind 
viele Varianten möglich — auch die den Einzelschulen überlassenen (dele­
gierten) Aufgaben bedürfen einer Regelung. Wenn beispielsweise Zahl und 
Art der Zeugnisse nicht mehr ministeriell vorgeschrieben werden, bedarf es 
einer Regelung für die einzelne Schule oder Klasse oder Lerngruppe, und sei 
es die, daß es keine Zeugnisse mehr gibt. Jedenfalls müssen die direkt 
Betroffenen wissen, was geschehen wird. Die Lehrer/innen müssen wissen, 
daß sie keine Zeugnisse schreiben und die Kinder/ Eltern/ Arbeitgeber, daß 
sie keine erhalten werden. Geregelt muß das sein, als Überraschungs­
handlung je nach Stimmung der Betroffenen ist das schwer vorstellbar. So 
wird auch eine deregulierte, von zentralistischen Einflüssen befreite Schule 
keine Schule ohne Regelungen sein.
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Nun ist ein Stichwort aus der gut zwanzig Jahre alten Empfehlung des 
Deutschen Bildungsrates an der Reihe: Partizipation. Das Schwergewicht 
der Empfehlung ruht auf dieser Forderung, der nach Teilhabe aller direkt 
Betroffenen an schulischen Regelungen und Entscheidungen. Und in der 
Tat, da liegt des Pudels Kern. Jede Form der verstärkten Selbständigkeit der 
Einzelschule bis hin zur Allzuständigkeit für Inhalt und Organisation ist 
zumindest theoretisch möglich. Aber Anarchie als Regelstruktur der Einzel­
schule ist nicht akzeptabel.
Wer reguliert die deregulierte Schule? Das ist die wesentliche Frage in der 
sogenannten Autonomiedebatte. Eine Antwort liegt nahe: die Lehrer/ 
innen. Sie sind nach langer und kostspieliger Ausbildung die tagtäglich mehr 
Erfahrung gewinnenden Profis im Schulgeschäft. Sie können — wie weit 
oder wie eng auch der Rahmen staatlicher Vorgaben gezogen sein mag — 
diesen Rahmen mit soviel Regeln füllen wie sie die Einzelschule braucht, um 
ihrer Aufgabe optimal gerecht zu werden. Menge und Art der Regeln 
werden in offener Diskussion erörtert und in demokratischen Entscheidungs­
verfahren ermittelt.
Da muß sich dann die Minderheit der Mehrheit fügen—immer und in allem? 
Leicht kann so die pädagogische Freiheit des Einzelnen wirkungsvoller 
unterdrückt werden als der Staat dies könnte. Auch das bedarf in der 
deregulierten Schule der Regelung: Welcher Raum bleibt dem/der einzel­
nen Lehrer/in für seinen/ihren persönlichen Stil in Unterricht und Erzie­
hung. Die Frage, wieviel Gemeinsames sie braucht und wieviel Individuali­
tät sie ertragen muß, stellt sich nicht nur zwischen Schule und Staat, sondern 
auch zwischen Schule und Lehrer/in. Genügt es für den/die Lehrerin, wenn 
die Mehrheit des Lehrer/innenkollegiums den Raum für Individualität 
abgrenzt, oder bedarf es dafür der Garantie des Staates? — Eine offene 
Frage, die nach dem Grade des Vertrauens in die durchschnittliche Toleranz­
fähigkeit von Mehrheiten in kleinen Gruppen unterschiedlich beantwortet 
wird. Größere Sicherheit gewährt die staatliche Garantie, und zudem mehr 
Freiheit für die einzelnen Lehrer/innen. Doch gibt es dann einen Bereich 
mehr, in dem die deregulierte Schule staatlicher Regulation bedarf. Den­
noch würden Schulen unterschiedlicher pädagogischer und organisatori­
scher Prägung entstehen. Da die Unterschiede zumindest von der Mehrheit 
der direkt betroffenen fach- und sachverständigen Lehrer/innen gewollt, 
getragen und praktiziert würden, wären es unterschiedlich profilierte Schu­
len voll engagierten pädagogischen Lebens — vorausgesetzt, die Kunden, 
d.h. die Kinder, Eltern und Arbeitgeber spielen mit.
Mit anderen Worten, eine deregulierte Schule machte die Rechnung ohne 
den Wirt, wenn nur die Lehrerinnen über die geltenden Regeln entscheiden 
wollten. Das ginge nicht einmal, wenn die Eltern bzw. die Kinder und 
Jugendlichen völlig freie Wahl zwischen den verschieden profilierten Schu­
len haben könnten. Auch dann, und wahrscheinlich sogar verstärkt, würden 
die Kunden ihren Anspruch auf Partizipation geltend machen. Man kann 
ihn auch im Detail nicht leerlaufen lassen, wie manche Diskussionsteilnehmer 
dies durch Geschäftsordnungen (Lehrer/innen in allen Gremien eine Mehr­
heit, Vetorechte der Lehrer/inen u.ä.) erreichen wollen. Wenn auch nach 
Schularten und soziographischer Struktur unterschiedlich, werden die Kli-
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enten der Schule ihren Anspruch durchsetzen, mitverantwortlich den Rah­
men zu füllen, den der Staat der deregulierten Schule gewährt. Da steht dann 
der (relativen) Autonomie der Schule die (relative) Autonomie des/der 
Lehrer/in gegenüber. Wie die pädagogische Freiheit gegenüber den 
Mehrheitsentscheidungen des Lehrer/innenkollegiums garantiert werden 
muß, so auch dessen pädagogische Freiheit gegenüber Mehrheits­
entscheidungen von Gremien, in denen sich die Teilhabe der Klienten 
ausdrückt. Auch bei dieser Grenzziehung wird der Staat als Garant auftreten 
müssen, weil wohl nur er die pädagogische Freiheit der Lehrer/innen 
gewährleisten kann.
Pädagogische Freiheit darf nicht als Privileg verstanden werden. Auch für 
das Handeln und Unterlassen innerhalb dieses geschützten Raumes müssen 
sich die Lehrer/innen verantworten. Es gibt fach- und berufs wissenschaftliche 
Kriterien, an denen sie sich messen lassen müssen. Und auch dann, wenn 
diese Maßstäbe nichts Zuverlässiges oder Verbindliches hergeben, be­
schreiben die Grundrechte der Verfassung die Grenzen pädagogischer 
Individualität. Staatliche Aufsicht und auch Gerichte, die bei Verdacht des 
Mißbrauchs der pädagogischen Freiheit angerufen werden können, sind 
nicht Instanzen der Kontrolle, sondern Instrumente, die im Konflikt das 
Recht sichern.
Dieser besondere Schutz der pädagogischen Freiheit vor Eingriffen aller 
Art ist Existenzgrundlage des pädagogischen Geschehens in der Schule. 
Trotz traditionsreicher fortgeschrittener Forschung auf allen wissenschaft­
lichen Feldern von Unterricht und Erziehung sind die Prozesse des Lehrens 
und Erziehens nicht völlig entschleiert. Das komplexe Geschehen bei der 
Begegnung von Personen, Werten und Inhalten, seine Wirkungen und 
Nachwirkungen können nur in geringem Maße durch objektiv nachvollzieh­
bare Muster und Regeln gelenkt werden. Darum muß der intuitiven Aktion 
der Lehrer/innen Freiheit garantiert werden, nicht nur zum Wohle der 
direkt Beteiligten, sondern auch um des pädagogischen Fortschritts willen. 
Produktivere Verfahren im Erziehungsprozeß können nur entstehen, wenn 
die an diesem Prozeß engagiert und verwantwortungsvoll Arbeitenden 
nicht gegängelt werden. Und wenn sie sicher sind, nur von unabhängigen, 
nicht direkt Beteiligten mit nachprüfbaren Maßstäben legitim beurteilt zu 
werden. Es geht nicht darum, die Arroganz von sogenannten Fachleuten zu 
schützen. Es gibt immer Eltern und Arbeitgeber, die es mit den Lehrer/ 
innen fachlich und/oder berufswissenschaftlich aufnehmen können. Es gilt, 
die vorurteilslose Unbefangenheit und angstfreie Sicherheit in der Begeg­
nung zwischen Lehrer/innen und Lernenden, Erzieher/innen und Zöglingen 
zu gewährleisten.
Gemäß der deutschen Schultradition spielen das kommunale Umfeld und 
die Gemeinden als Schulträger eine gewichtige Rolle. Zwar gibt es auch 
staatliche Schulen und private Schulen, doch kann deren Existenz bei diesen 
Betrachtungen außer acht bleiben. Staatliche Schulen in nennenswerter 
Zahl gibt es in fast allen Bundesländern nicht (mehr), und die wenigen 
Privatschulen sind rechtlich betrachtet deregulierte Schulen, auch wenn sie 
faktisch nicht immer diesen Eindruck vermitteln. Der Normalfall ist die 
öffentliche Schule, deren Gebäude und Ausstattung sowie Unterhaltung
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von einer Gemeinde finanziert und organisiert werden. Nach dem Motto 
„Wer zahlt, schafft an“ üben die Gemeinden Einfluß auf die von ihnen 
bereitgestellten und unterhaltenenen Schulen aus. Das ist rechtlich von 
Bundesland zu Bundesland verschieden, aber faktisch überall in Kraft. 
Wesentlicher Hebel dieser Einflußnahme ist die Beteiligung bei der Aus­
wahl der Schulleiter/innen.
An einer (relativen) Autonomie der Schule wollen auch die Gemeinden, 
soweit sie sich für Schule aktiv interessieren, partizipieren. Sie beklagen 
ohnehin, zu wenig bei organisatorischen, inhaltlichen und vor allem 
personellen Entscheidungen für und von Schulen beteiligt zu sein. Ihre 
Wünsche treffen sich mit denen von Lehrer/innen, Unternehmern, 
Publizisten, Kommunalpolitikern, Selbsthilfegruppen, Bürgerinitiativen u.a. 
nach einer gegenüber ihrem kommunalen/gesellschaftlichen Umfeld offe­
nen Schule. Was immer das konkret heißen soll, neben den herkömmlich 
direkt Betroffenen melden unter Anführung der Kommunalpolitiker 
unüberschaubar viele andere Interessenten ihren Anspruch an, in der 
deregulierten Schule als Regulatoren mitzuwirken. Kämen diese Ansprü­
che zum Zuge, würde die zentrale staatliche geschehensferne Lenkung der 
Schule mittels papierener Vorschriften und gelegentlicher Visitation durch 
eine kommunale geschehensnahe Steuerung mittels permanter Eingriffs­
möglichkeit ersetzt.
Alle diese Ansprüche tragen gute Gründe auf ihren Panieren. Lehrer/innen 
möchten ungehindert von bürokratischen Vorschriften Organisation, Inhalt 
und Verfahren ihrer täglichen Berufsarbeit kreativer, zeitgerechter, flexi­
bler und individueller in eigener Verantwortung gestalten. Eltern, Kinder, 
Jugendliche, Arbeitgeber möchten auf „ihre“ Schule mitbestimmend Ein­
fluß nehmen, damit sie mehr ihren Wünschen und Interessen entspricht. 
Kommunalpolitiker und Umfeldaktivisten möchten ihre Vorstellungen von 
Schule durch Mitbestimmen verwirklichen. Alle sind guten Willens und von 
ihrem konkreten Wollen überzeugt. Aber ohne klare Abgrenzung der 
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten gälte nur das alte Sprichwort 
„Viele Köche verderben den Brei“.
Wie könnte eine verantwortbare Lösung beschaffen sein?
1. Der Staat als Gesetzgeber begnügt sich für Organisation, Inhalte und 
Ziele des Schulwesens mit Rahmenvorschriften.
2. Der Staat bildet die Lehrer/innen aus, stellt sie an und bezahlt sie. Er 
beschreibt und garantiert Art und Umfang ihrer pädagogischen Freiheit. Er 
berät sie in ihrer beruflichen Tätigkeit durch fach- und sachkundige Beauf­
tragte. Er sorgt im Konflikt zwischen ihnen und Schülern/Eltern für ein 
faires Verfahren der Konfliktlösung.
3. Die einzelne Schule entscheidet mittels demokratischer Verfahren im 
Rahmen der gesetzlichen Regelungen über ihre Organisation, ihre Inhalte 
und ihre Verfahren selbständig. Bei der Zuweisung von unterrichtendem 
und anderem Personal wirkt sie maßgeblich mit. An den Entscheidungs­
prozessen sind die direkt Betroffenen (Kinder, Eltern, Arbeitgeber bei 
beruflichen Schulen) mitbestimmend zu beteiligen. Den Schulträgern und 
anderen berechtigt Interessierten des kommunalen Umfeldes ist Gelegen­
heit zur mitwirkenden Beratung einzuräumen.
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4. Die pädagogische Freiheit des Lehrer/innenkollegiums ist durch Gesetz 
zu beschreiben und zu gewährleisten. Zu den Pflichten des Kollegiums 
gehört es, jährlich ein Schulprogramm zu entwickeln, das möglichst detail­
liert Auskunft gibt über Organisation, Verfahren und Ziele von Unterricht 
und Erziehung, die der Schule im gesetzlichen Rahmen das eigene pädago­
gische Profil verleihen. Außerdem muß das Kollegium jährlich schriftlich 
darlegen, inwieweit die Ziele des Programms erreicht worden sind und 
worin die Ursachen für Abweichungen gesehen werden.
5. Durch Gesetz sind Maßstäbe für die Höhe der den Schulen zur Verfügung 
zu stellenden finanziellen Mittel festzulegen. Die Beträge sind global bereit­
zustellen, damit die Schulen eigene Schwerpunkte in ihren Sachausgaben 
setzen können.
Eine (relative) Autonomie der skizzierten Art kann vielen Schulen den Weg 
zu mehr Kreativität, Flexibilität und Effizienz öffnen, aber sie darf nicht das 
Dickicht zentraler Lenkung durch einen Dschungel dauernder Gremien- 
arbeit ersetzen. So oder so müssen Unterricht und Erziehung das Wesent­
liche der Schule bleiben. Ihre Prozesse entziehen sich weitgehend dem 
regulierenden Zugriff, auch wenn das Regelwerk vor Ort und „basis­
demokratisch“ geschaffen wird.

Erich Frister, geb. 1927, Lehrer an Grund- und Hauptschulen seit 1947, Schulleiter, 
Schulaufsichtsbeamter, Schuldezernent 1959 - 1971, Vorsitzender der GEW 
1968 -1981, Redakteur/Lektor für Schulbücher.
Anschrift: Haydnstr. 12,65193 Wiesbaden
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